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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

12.09.2018 

Geschäftszahl 

Ra 2018/19/0459 

Rechtssatz 

Stattgebung - Angelegenheit nach dem AsylG und dem FPG - Mit dem angefochtenen Erkenntnis wies das 
Bundesverwaltungsgericht den Antrag des Revisionswerbers auf internationalen Schutz zur Gänze ab, erteilte 
keinen Aufenthaltstitel aus berücksichtigungswürdigen Gründen, erließ gegen ihn eine Rückkehrentscheidung 
und stellte fest, dass seine Abschiebung in den Irak zulässig sei. Gegen dieses Erkenntnis richtet sich die 
vorliegende außerordentliche Revision, mit der ein Antrag auf Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung 
verbunden ist. Der Revisionswerber hat vorgebracht, dass er als Jeside im gesamten Irak Gefahr vor Verfolgung 
ausgesetzt sei und dass er auch bei einer Rückkehr in die kurdischen Autonomiegebiete in eine existenzielle 
Notlage iSd. Art. 2 und 3 EMRK geraten würde. Ausgehend davon ist nicht zu erkennen, dass der Zuerkennung 
der aufschiebenden Wirkung im konkreten Fall - auch unter Berücksichtigung der wiedergegebenen Äußerung 
der belangten Behörde - zwingende öffentliche Interessen oder zumindest überwiegende öffentliche Interessen 
entgegenstehen, weshalb dem Antrag stattzugeben war. 
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